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GUIDO FÖRSTER (Dekan) und DIRK SCHMIDTMANN
Auswirkungen des Bilanzrechtsmodernisierungsgesetzes
auf die steuerliche Gewinnermittlung
Einleitung
Am 29. Mai 2009 ist das Bilanzrechtsmodernisierungsgesetz (BilMoG)1 mit dem Ziel
in Kraft getreten, die Rechnungslegungsregeln des Handelsgesetzbuchs (HGB) zu ei-
ner dauerhaften und im Verhältnis zu den International Financial Reporting Standards
(IFRS) gleichwertigen, aber kostengünstigeren und einfacheren Alternative fortzuentwi-
ckeln. Gleichzeitig sollen die Unternehmen von unnötigen Kosten entlastet werden. An
den Eckpunkten des bewährten HGB-Bilanzrechts und dem bisherigen System der Grund-
sätze ordnungsmäßiger Buchführung (GoB) will das Gesetz festhalten. Der handelsrechtli-
che Jahresabschluss bleibt Grundlage der Ausschüttungsbemessung und für die steuerliche
Gewinnermittlung maßgeblich.2
Der Beitrag behandelt die Auswirkungen des BilMoG auf die steuerliche Gewinner-
mittlung. Diese sind wegen des Maßgeblichkeitsgrundsatzes in hohem Maße von den Än-
derungen des handelsrechtlichen Einzelabschlusses abhängig.3 Nicht betrachtet werden
Änderungen, die sich durch das BilMoG in anderen Bereichen ergeben, sowie rein han-
delsrechtliche Modifikationen, die sich auf den Eigenkapitalquotenvergleich gemäß § 4h
Abs. 2 Satz 1 Buchst. c) Einkommensteuergesetz (EStG) auswirken können4 und daher
mittelbare steuerliche Bedeutung haben. Der Gesetzesbegründung zufolge ist das Gesetz
auf Steuer- und Aufkommensneutralität angelegt.5
Befreiung kleiner Einzelkaufleute von der
handelsrechtlichen Buchführungs- und Bilanzierungspflicht
Gemäß §§ 241a und 242 Abs. 4 HGB n. F. sind Einzelkaufleute, die an zwei aufeinan-
derfolgenden Abschlussstichtagen nicht mehr als 500.000 € Umsatzerlöse und 50.000 €
Jahresüberschuss aufweisen, von der handelsrechtlichen Verpflichtung befreit, Bücher zu
führen und regelmäßig Inventare sowie Jahresabschlüsse zu erstellen.6 Im Falle der Neu-
gründung ist allein der erste Abschlussstichtag nach der Neugründung maßgebend. Die
Neuregelung gilt erstmals für Geschäftsjahre, die nach dem 31. Dezember 2007 beginnen,
Art. 66 Abs. 1 Einführungsgesetz zum Handelsgesetzbuch (EGHGB).
1 BGBl. I 2009, 1102.
2 BT-Drs. 16/10067, 1, 32; Ernst und Seidler (2009: 766).
3 Vgl. Herzig (2008a: 1).
4 Vgl. hierzu Herzig und Briesemeister (2009d: 167).
5 BT-Drs. 16/10067, 41; BT-Drs. 16/8020, 2.
6 Kritisch im Hinblick auf die erhöhte Insolvenzgefahr IDW (2008: 10); Theile (2007: 1323); Schulze-Osterloh
(2008: 71); Förster, in: Baetge und Kirsch (2008: 157).
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Die Befreiung wird vom Gesetzgeber als Deregulierungsmaßnahme angesehen und soll
bei den Unternehmen zu einer Kostenersparnis von circa einer Milliarde € führen,7 ohne
dass allerdings die Schätzgrundlagen angegeben werden. Ob damit die Kostenfolgen er-
schöpfend erfasst sind, ist zweifelhaft, denn die mit der Buchführungs- und Bilanzierungs-
pflicht erzwungene Selbstinformation des Kaufmanns verringert nach gesicherter wirt-
schaftswissenschaftlicher Erkenntnis die Insolvenzgefahr.8 Eine Lockerung dieser Pflicht
erhöht die Insolvenzanfälligkeit von Einzelunternehmen und die damit verbundenen Kos-
ten.9
Andere Rechtsformen als Einzelkaufleute fallen nicht unter die Befreiung. Für Kapi-
talgesellschaften und Kapitalgesellschaften & Co. im Sinne von § 264a HGB ist dies auf-
grund der zwingenden Vorgaben der EU-Bilanzrichtlinie ausgeschlossen.10 Im Hinblick
auf Personenhandelsgesellschaften hat der Gesetzgeber auf die Kritik am ursprünglichen
Referentenentwurf reagiert, die darauf hingewiesen hatte, dass der Jahresabschluss hier
auch der Rechenschaftslegung gegenüber nicht geschäftsführenden Gesellschaftern, der
Gewinnermittlung als Grundlage der Gewinnverteilung und – bei Kommanditgesellschaf-
ten – der Kapitalkontenermittlung als Grundlage für ein eventuelles Wiederaufleben der
Haftung von Kommanditisten durch Entnahmen diene und eine Befreiung von der Ab-
schlusspflicht daher andere kostenintensive Informationsinstrumente notwendig mache.11
Insoweit und auch im Hinblick auf Genossenschaften soll daher zunächst die weitere wis-
senschaftliche Diskussion abgewartet werden.12
Soweit von der Befreiung Gebrauch gemacht wird, ist der steuerliche Gewinn nach § 4
Abs. 1 EStG oder nach § 4 Abs. 3 EStG zu ermitteln.13 Es sollte aber nicht übersehen
werden, dass auch die Betriebseinnahmen-Betriebsausgaben-Rechnung gemäß § 4 Abs. 3
EStG die gesonderte Aufzeichnung der Entnahmen und Einlagen, der nicht abnutzbaren
Vermögensgegenstände des Anlage- und des Umlaufvermögens sowie der abnutzbaren
Anlagegegenstände und eine Aufgliederung der wesentlichen Einzahlungs- und Auszah-
lungspositionen erfordert. Notwendig ist darüber hinaus die Aufzeichnung des Warenein-
und -ausgangs gemäß §§ 143, 144 AO. Ob sich durch den Wechsel der Gewinnermittlungs-
methode für den Steuerpflichtigen temporäre Mehr- oder Minderbelastungen ergeben, ist
vom Einzelfall abhängig.
7 BT-Drs. 16/10067, 41, 115; Ernst (2008: 115); Köhler (2008: 268 f.). Kritisch Kussmaul und Meyering (2008:
1446 f.); Theile (2009: 25).
8 Zur empirischen Bedeutung von Mängeln im Rechnungswesen als Insolvenzursache vgl. EulerHermes Kre-
ditversicherungAG/Zentrum für Insolvenz und Sanierung an der Universität Mannheim e.V., Ursachen, 20 f.
Dieser empirische Befund spricht gegen die Annahme, dass Kaufleute aus eigenem Interesse ein geeignetes
Informationsinstrument zur Selbstinformation einsetzen. Vgl. auch bereits Savary (1968: Erster Teil, 359);
Schmalenbach (1907/08: 284, 294); Hauschildt et al. (2006: 19).
9 Vgl. auch IDW (2008: 10); Schulze-Osterloh (2008: 71); Theile (7.12.2007: Fach 2, 1323).
10 Vgl. Vierte Richtlinie 78/660/EWG des Rates vom 25. Juli 1978 aufgrund von Artikel 54 Abs. 3 Buchstabe
g des Vertrages über den Jahresabschluss von Gesellschaften, ABl.EG 1978, Nr. L 222, 11; Herzig (2008a:
2); Günkel (2008: 127).
11 Vgl. §§ 120, 161 Abs. 2, 167 HGB; IDW (2008: 9, 10); Schulze-Osterloh (2008: 71 f.); Günkel (2008: 127);
Arbeitskreis Bilanzrecht der Hochschullehrer Rechtswissenschaft (2008c: 155); Förster, in: Baetge und Kirsch
(2008: 157); Kersting (2008: 792–796).
12 BT-Drs. 16/10067, 47.
13 Vgl. BT-Drs. 16/10067, 46; Herzig (2008b: 1341).
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Der Wegfall der handelsrechtlichen Buchführungs- und Bilanzierungspflicht wird nicht
durch die Verpflichtung zur Buchführung und Bilanzierung gemäß § 141 AO konterkariert,
da die Schwellenwerte beider Vorschriften seit dem 1. Januar 2008 weitgehend überein-
stimmen.14 Auch die Größenkriterien für die Möglichkeit, die Umsatzsteuer nach verein-
nahmten Entgelten zu berechnen, werden durch das Bürgerentlastungsgesetz Krankenver-
sicherung ab 2009 bundesweit an die Schwellenwerte angepasst.
Den betroffenen Kaufleuten bleibt es unbenommen, freiwillig den handelsrechtlichen
Vorschriften entsprechende Bücher zu führen und regelmäßig Abschlüsse zu machen oder
ihre Rechnungslegung individuell auszugestalten.15 Im ersten Fall wäre der steuerliche




Streichung der umgekehrten Maßgeblichkeit und
Neuformulierung des § 5 Abs. 1 EStG
Bei Gewerbetreibenden, die aufgrund handelsrechtlicher Vorschriften verpflichtet sind,
Bücher zu führen und regelmäßig Abschlüsse zu machen, oder die dies freiwillig tun,
bildet der Jahresabschluss gemäß § 5 Abs. 1 EStG die Grundlage für die steuerrechtliche
Gewinnermittlung (Grundsatz der Maßgeblichkeit der Handelsbilanz für die Steuerbilanz).
Der Maßgeblichkeitsgrundsatz dient der Vereinfachung und soll darüber hinaus sicherstel-
len, dass der Fiskus als Teilhaber am Unternehmenserfolg ebenso behandelt wird wie die
Eigner.16
Am Maßgeblichkeitsgrundsatz wird auch nach Inkrafttreten des BilMoG festgehalten.17
Allerdings ändert sich die Reichweite der Verknüpfung von Handels- und Steuerbilanz.
Bis zum Inkrafttreten des BilMoG bestimmte § 5 Abs. 1 EStG a. F.:
1Bei Gewerbetreibenden, die auf Grund gesetzlicher Vorschriften verpflichtet sind, Bücher zu
führen und regelmäßig Abschlüsse zu machen, oder die ohne eine solche Verpflichtung Bücher
führen und regelmäßig Abschlüsse machen, ist für den Schluss des Wirtschaftsjahres das Betriebs-
vermögen anzusetzen (§ 4 Abs. 1 Satz 1), das nach den handelsrechtlichen Grundsätzen ordnungs-
mäßiger Buchführung auszuweisen ist.
2Steuerrechtliche Wahlrechte bei der Gewinnermittlung sind in Übereinstimmung mit der han-
delsrechtlichen Jahresbilanz auszuüben.
Zu unterscheiden war daher vorbehaltlich des steuerlichen Bewertungsvorbehalts in § 5
Abs. 6 EStG zwischen der materiellen Maßgeblichkeit, der formellen Maßgeblichkeit und
der umgekehrten Maßgeblichkeit:18
14 Vgl. zu Unterschieden Dörfler und Adrian (2008: 48); Herzig und Briesemeister (2009b: 927); Theile (2009:
23).
15 BT-Drs. 16/12407, 109.
16 Vgl. Stobbe, in: Herrmann/Heuer/Raupach (Hrsg.), EStG, KStG, 21. Aufl., § 5 EStG, Rn. 80, 81 (Aug. 2003);
Kempermann, in: Kirchhof/Söhn/Mellinghoff (Hrsg.), EStG, 1986, § 5 EStG, Rn. B 134 (März 1996), jeweils
mit weiteren Nachweisen; Döllerer (1971: 1334). Kritisch Schneider (2008: 284–286); Bareis (2008: 34–37).
17 BT-Drs. 16/10067, 1, 32; Ernst und Seidler (2009: 766).
18 Vgl. Kempermann, in: Kirchhof/Söhn/Mellinghoff, § 5 EStG Rn. B 110–155 (März 1996).
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• Gemäß § 5 Abs. 1 Satz 1 EStG a. F. war in der Steuerbilanz das Vermögen anzusetzen,
das nach den handelsrechtlichen GoB auszuweisen war (materielle Maßgeblichkeit).
• Wahlrechte in der Steuerbilanz waren gemäß § 5 Abs. 1 Satz 2 EStG a. F. in Überein-
stimmung mit der Handelsbilanz auszuüben (formelle Maßgeblichkeit).
• Um der Gefahr zu begegnen, dass die Unternehmen angesichts des Grundsatzes der
Maßgeblichkeit der Handelsbilanz gehindert sein könnten, nicht GoB-konforme steu-
erliche Wahlrechte auszunutzen, enthielt das Handelsrecht entsprechende Öffnungs-
klauseln in den §§ 247 Abs. 3, 254, 273, 279 Abs. 2, 280 Abs. 2, 281 HGB, die faktisch
eine so genannte umgekehrte Maßgeblichkeit begründeten.19
Durch das BilMoG sind die handelsbilanziellen Öffnungsklauseln für nicht GoB-kon-
forme steuerliche Bilanzierungs- und Bewertungswahlrechte mit dem Ziel der Vereinfa-
chung des Jahresabschlusses und der Verbesserung seines Informationsniveaus gestrichen
worden.20 GoB-widrige steuerliche Subventionsnormen in Form von steuerfreien Rückla-
gen, Sonderabschreibungen, erhöhten Abschreibungen oder Bewertungsabschlägen finden
daher keinen Eingang mehr in die Handelsbilanz. Diese Aufgabe der umgekehrten Maß-
geblichkeit wurde im Schrifttum bereits seit langem gefordert.21
Um sicherzustellen, dass subventionelle steuerliche Wahlrechte dennoch weiterhin in
der steuerlichen Gewinnermittlung ausgeübt werden können, ist die Vorschrift des § 5
Abs. 1 EStG geändert worden.22 Sie lautet nun:
1Bei Gewerbetreibenden, die auf Grund gesetzlicher Vorschriften verpflichtet sind, Bücher zu füh-
ren und regelmäßig Abschlüsse zu machen, oder die ohne eine solche Verpflichtung Bücher führen
und regelmäßig Abschlüsse machen, ist für den Schluss des Wirtschaftsjahres das Betriebsvermö-
gen anzusetzen (§ 4 Abs. 1 S. 1), das nach den handelsrechtlichen Grundsätzen ordnungsmäßiger
Buchführung auszuweisen ist, es sei denn, im Rahmen der Ausübung eines steuerlichen Wahl-
rechts wird oder wurde ein anderer Ansatz gewählt.
2Voraussetzung für die Ausübung steuerlicher Wahlrechte ist, dass die Wirtschaftsgüter, die nicht
mit dem handelsrechtlich maßgeblichen Wert in der steuerlichen Gewinnermittlung ausgewiesen
werden, in besondere, laufend zu führende Verzeichnisse aufgenommen werden.
3In den Verzeichnissen sind der Tag der Anschaffung oder Herstellung, die Anschaffungs- oder
Herstellungskosten, die Vorschrift des ausgeübten Wahlrechts und die vorgenommenen Abschrei-
bungen nachzuweisen.
Festgehalten wird an der Maßgeblichkeit in § 5 Abs. 1 S. 1 EStG, die jedoch durch
einen neuen steuerlichen Wahlrechtsvorbehalt eingeschränkt wird. Der bisherige Satz 2,
der die Ausübung steuerlicher Wahlrechte von der Handelsbilanz abhängig machte, wur-
de gestrichen. Handels- und Steuerbilanz werden deshalb in Zukunft stärker als bisher
auseinanderfallen.23 Die Sätze 2 und 3 der neugefassten Vorschrift enthalten die für die
19 Vgl. BT-Drs. 10/317, 90; 10/4268, 101, in Verbindung mit BT-Drs. IV/3296, 31; 16/10067, 59. Vgl. auch
Stobbe, in: Herrmann/Heuer/Raupach, § 5 EStG Rn. 63 (Aug. 2003); Kempermann, in: Kirchhof/Söhn/Mel-
linghoff, § 5 EStG Rn. B 140 (März 1996); Förster/Brinkmann, in: Baetge/Kirsch/Thiele, Bilanzrecht, § 254
HGB Rn. 2 (Juni 2005).
20 Vgl. BT-Drs. 16/10067, 34, 35, 49, 59; IDW (2008: 11); Günkel (2008: 127). Aufgehoben wurde auch § 285 S.
1 Nr. 5 HGB.
21 Vgl. nur Dziadkowski (1989: 438 f.); Schildbach (1989: 133–137); Knobbe-Keuk (91993: 29–33); Herzig, in:
Küting und Weber (52006: Kap. 3, Rn. 81 ff.); Küting (1997: 86); Arbeitskreis Bilanzrecht der Hochschullehrer
Rechtswissenschaft (2008a: 1057).
22 Vgl. BT-Drs. 16/10667, 99.
23 Vgl. Fülbier und Gassen (2007: 2607); Herzig und Briesemeister (2009a: 1).
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Inanspruchnahme des steuerlichen Wahlrechtsvorbehalts erforderlichen Dokumentations-
vorschriften.
Die Neuregelung wirft insbesondere die Frage nach der Reichweite der verbliebenen
Maßgeblichkeit und des neu geschaffenen steuerlichen Wahlrechtsvorbehalts auf. Da sie
mangels eigenständiger Anwendungsregelung bereits am 29. Mai 2009 in Kraft getreten
ist (Art. 15 BilMoG), besteht insoweit dringender Klärungsbedarf.
Reichweite der Maßgeblichkeit (§ 5 Abs. 1 S. 1 Halbs. 1 EStG n. F.)
Unstrittig ist, dass sich die Maßgeblichkeit der Handelsbilanz für die Steuerbilanz vor-
behaltlich steuerlicher Sondervorschriften auf Bilanzierungsgebote und -verbote erstreckt.
Handelsrechtliche Aktivierungs- und Passivierungsgebote sowie handelsrechtliche Akti-
vierungs- und Passivierungsverbote sind regelmäßig Ausdruck der GoB und begründen
deshalb über den Maßgeblichkeitsgrundsatz entsprechende Ansatzgebote und -verbote
auch in der Steuerbilanz, soweit steuerlich nichts Abweichendes bestimmt ist.24 Zwar ist
zweifelhaft, ob auch das in § 249 Abs. 1 S. 2 Nr. 1 HGB statuierte Passivierungsgebot für
bestimmte Aufwandsrückstellungen den GoB entspricht25 und damit in die Steuerbilanz
hineinwirkt. Für eine Ausstrahlung spricht jedoch das Ziel des Passivierungsgebots, die
steuerliche Anerkennung der betreffenden Rückstellungen abweichend von der vorange-
gangenen BFH-Rechtsprechung zu sichern,26 und der Vereinfachungszweck des Maßgeb-
lichkeitsprinzips.
Handelsrechtliche Bilanzierungswahlrechte sind dagegen kein Ausdruck der GoB und
gelten deshalb in der Steuerbilanz nicht, soweit das Steuerrecht nicht ausdrücklich ein
Wahlrecht einräumt.27 Vorbehaltlich steuerlicher Sondervorschriften28 führen handels-
rechtliche Aktivierungswahlrechte wie bisher zu einer steuerlichen Aktivierungspflicht
und handelsrechtliche Passivierungswahlrechte zu einem steuerlichen Passivierungsver-
bot.29 Bedeutung behält dieser Grundsatz für das Disagio: Dem handelsrechtlichen Akti-
vierungswahlrecht in § 250 Abs. 3 S. 1 HGB entspricht ein steuerliches Aktivierungsgebot.
Unklar ist, ob die in § 5 Abs. 1 S. 1 EStG verbliebene Maßgeblichkeit auch für die
Bewertung gilt. Insoweit lebt der vor Inkrafttreten des § 5 Abs. 1 S. 2 EStG a. F.30 geführte
Streit über die Reichweite der Maßgeblichkeit wieder auf.31
Der Gesetzeswortlaut ist mehrdeutig: Einerseits schreibt § 5 Abs. 1 S. 1 EStG vor, wel-
ches Betriebsvermögen „anzusetzen“ ist, und legt damit eine Begrenzung der Reichweite
24 Z. B. §§ 5 Abs. 2a–5, 6a, 6b EStG; vgl. Schreiber, in: Blümich (Hrsg.), EStG, KStG, GewStG, 1998, § 5 EStG,
Rn. 184 (April 2007); Knobbe-Keuk (91993: 21); Weber-Grellet, in: Schmidt (Hrsg.), EStG, 28. Aufl. 2009,
§ 5 EStG, Rn. 30; Herzig (2008a: 4).
25 Vgl. Hommel, in: Baetge/Kirsch/Thiele (Hrsg.), Bilanzrecht, 2002, § 249 HGB, Rn. 154, 162 (Sept. 2002).
26 Vgl. BT-Drs. 10/317 zu § 250 HGB-E. Vgl. auch BFH, 23.11.1983 – I R 216/78, BStBl. II 1984, 277, BB
1984, 252; 8.11.2000 – I R 6/96, BStBl. II 2001, 570, BB 2001, 566 mit BB-Komm. Moxter (2001: 569).
27 Vgl. Moxter (1997: 195); Schreiber, in: Blümich (Hrsg.), § 5 EStG, Rn. 185 (April 2007); Kempermann, in:
Kirchhof/Söhn/Mellinghoff (Hrsg.), § 5 EStG, Rn. B 119 (März 1996); Weber-Grellet, in: Schmidt (Hrsg.), § 5
EStG, Rn. 31; Schiffers, in: Korn (Hrsg.), § 5 EStG, Rn. 102 (Feb. 2009).
28 Z. B. § 5 Abs. 2 EStG.
29 Vgl. BFH, 3.2.1969 – GrS 2/68, BStBl. II 1969, 291; Herzig (2008a: 4).
30 In der Fassung des Wohnungsbauförderungsgesetzes, BGBl. I 1989, 2408, BStBl. I 1989, 505.
31 Vgl. BT-Drs. 16/10067, 120; Herzig (2008b: 1340). Zum damaligen Meinungsstand vgl. Schmidt, in: Schmidt
(Hrsg.), EStG, 8. Aufl., 1989, § 5 EStG, Anm. 9 c; Wassermeyer (1991: 31–39), jeweils mit weiteren Nach-
weisen.
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der Maßgeblichkeit auf Fragen des Bilanzansatzes nahe. Andererseits betrifft der im sel-
ben Satz eingefügte steuerliche Wahlrechtsvorbehalt ausdrücklich auch Bewertungsfragen,
wie Satz 2 deutlich macht („Wert“).
Für eine Ausstrahlung des Maßgeblichkeitsgrundsatzes in den Bereich der Bewertung
spricht jedoch dessen Zweck. Die angestrebte Vereinfachung und die gleichberechtigte
Beteiligung des Fiskus am Unternehmenserfolg wären in Frage gestellt, wenn die Maßgeb-
lichkeit auf Ansatzfragen beschränkt wäre. Auch wären in diesem Fall der neue steuerliche
Wahlrechtsvorbehalt in § 5 Abs. 1 S. 1 EStG in weiten Bereichen und der Bewertungsvor-
behalt in § 5 Abs. 6 EStG vollkommen überflüssig. Schließlich ist zu berücksichtigen, dass
wichtige GoB, wie zum Beispiel das Imparitätsprinzip, nicht nur Bilanzansatzfragen be-
treffen, sondern auch Bewertungsfragen. Insgesamt ist deshalb davon auszugehen, dass die
Maßgeblichkeit der handelsrechtlichen GoB sich auch auf die Bewertung erstreckt.32 Dies
entspricht auch der herrschenden Meinung vor Einführung der nunmehr gestrichenen Re-
gelung in § 5 Abs. 1 S. 2 EStG a. F.33 GoB-konforme handelsrechtliche Bewertungen sind
somit – vorbehaltlich steuerlicher Sonderregelungen – in die Steuerbilanz zu übernehmen.
Gleiches gilt im Hinblick auf GoB-konform ausgeübte Ermessensspielräume und tatsäch-
liche Einschätzungen.34
Steuerlicher Wahlrechtsvorbehalt (§ 5 Abs. 1 S. 1 Halbs. 2 EStG n. F.)
Nach dem Gesetzeswortlaut erfasst der steuerliche Wahlrechtsvorbehalt nur nicht GoB-
konforme steuerliche Bilanzierungs- und Bewertungswahlrechte. So ist in der steuerlichen
Gewinnermittlung das Betriebsvermögen nach den handelsrechtlichen GoB anzusetzen, es
sei denn, im Rahmen eines steuerlichen Wahlrechts wird oder wurde ein „anderer“ – also
nicht GoB-konformer – Ansatz gewählt. Gestützt wird dieses Ergebnis durch die Gesetzes-
begründung, wonach der Vorbehalt die Ausübung von steuerlichen Wahlrechten betrifft,
die von den handelsrechtlichen Bilanzierungsvorschriften abweichen.35 Der steuerliche
Wahlrechtsvorbehalt gestattet es somit nicht, GoB-konforme Wahlrechte in der Steuerbi-
lanz abweichend von der Handelsbilanz auszuüben, sondern soll lediglich sicherstellen,
dass nicht GoB-konforme steuerliche Wahlrechte in der Steuerbilanz ausgeübt werden
können, ohne dass sie im handelsrechtlichen Jahresabschluss nachzuvollziehen sind.36 Zu
berücksichtigen ist allerdings, dass der steuerliche Wahlrechtsvorbehalt nur bei Erfüllung
der Dokumentationsanforderungen des § 5 Abs. 1 S. 2 und 3 EStG in Anspruch genommen
werden kann.
32 Vgl. BT-Drs. 16/10067, 124; Herzig (2008a: 4); Förster, in: Baetge und Kirsch (2008: 160); Schiffers, in: Korn
(Hrsg.), § 5 EStG, Rn. 79, 110 (Feb. 2009); Förster und Schmidtmann (2009). Anderer Ansicht Dörfler und
Adrian (2008: 45); Bareis (2008: 38).
33 Vgl. BFH, 4.7.1990 – GrS 1/89, BStBl. II 1990, 830, 833; 26.8.1993 – IV R 127/91, BStBl. II 1994, 232,
233, BB 1994, 322; 15.7.1998 – I R 24/96, BStBl. II 1998, 728, 730, BB 1999, 45; Dziadkowski (1988: 411);
Knobbe-Keuk (91993: 22); sowie die Nachweise in Fn. 31.
34 So Wassermeyer (1991: 37); Kempermann, in: Kirchhof/Söhn/Mellinghoff (Hrsg.), § 5 EStG, Rn. B 138 (März
1996); Förster und Schmidtmann (2009). Anderer Ansicht Herzig (2008a: 4).
35 BT-Drs. 16/10067, 99.
36 BT-Drs. 16/10067, 99; Förster und Schmidtmann (2009); wohl auch Henselmann (2008: 258). Anderer Ansicht
Theile und Hartmann (2008: 2033 f.); Herzig und Briesemeister (2009b: 929 f.); Herzig (2009: M1); Ortmann-
Babel et al. (2009: 935 f.).
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Unabhängig von der Handelsbilanz können deshalb in der Steuerbilanz insbesondere
folgende steuerliche Wahlrechte ausgeübt werden:37
• Aktivierungs- und Verteilungswahlrechte für Erhaltungsaufwand in Sanierungsgebie-
ten und städtebaulichen Entwicklungsbereichen sowie bei Baudenkmalen gemäß § 4
Abs. 8 EStG in Verbindung mit §§ 11a, 11b EStG und Zuwendungen an eine Unter-
stützungskasse, die den abziehbaren Höchstbetrag übersteigen, gemäß § 4d Abs. 2 S.
3 EStG;
• Passivierungswahlrechte für unversteuerte Rücklagen gemäß § 6b EStG,38 Rücklagen
für Ersatzbeschaffung gemäß R 6.6 Abs. 4 EStR 200839 und Pensionsrückstellungen
gemäß § 6a EStG;
• GoB-fremde Abschreibungswahlrechte (Sonderabschreibungen, erhöhte Abschreibun-
gen);
• Bewertungsabschläge, zum Beispiel durch Abzug von den Anschaffungs- oder Her-
stellungskosten gemäß § 6b EStG, § 7g Abs. 2 S. 2 EStG, R 6.6 Abs. 3 EStR 2008;
• Verteilungswahlrechte gemäß § 6a Abs. 4 EStG.
Werden diese Wahlrechte in Anspruch genommen, so kann es zur Abgrenzung latenter
Steuern in der Handelsbilanz kommen.40
Wie der Gesetzeswortlaut deutlich macht, gilt der steuerliche Wahlrechtsvorbehalt nicht
nur für das Jahr der Inanspruchnahme des Wahlrechts, sondern auch für die Folgebewer-
tungen in anschließenden Wirtschaftsjahren. Damit ist insbesondere der von der Finanz-
verwaltung in Umwandlungsfällen vertretenen phasenverschobenen Maßgeblichkeit die
Grundlage entzogen.41
Verhältnis von steuerlichem Wahlrechtsvorbehalt und
steuerlichem Bewertungsvorbehalt gemäß § 5 Abs. 6 EStG
Der steuerliche Wahlrechtsvorbehalt überschneidet sich teilweise mit dem Bewertungs-
vorbehalt in § 5 Abs. 6 EStG. Anders als dieser erfasst er jedoch steuerlich zwingende
Regelungen nicht. Andererseits geht er über den Bewertungsvorbehalt hinaus, indem er
eine Rückwirkung nicht GoB-konformer steuerlicher Wahlrechte auf den handelsrechtli-
chen Jahresabschluss ausschließt.
37 Vgl. auch Herzig (2008b: 1340).
38 Vgl. dazu Theile und Hartmann (2008: 2032 f.). Die Forderung des § 6b Abs. 4 S. 1 Nr. 5 EStG, wonach
Bildung und Auflösung der Rücklage in der Buchführung verfolgt werden können, wird unseres Erachtens
durch eine Dokumentation gemäß § 5 Abs. 1 S. 2 EStG n. F. erfüllt. Auch wenn diese sich ihrem Wortlaut nach
nur auf „Wirtschaftsgüter“ bezieht, dürfte sie ihrem Zweck nach für § 6b-Rücklagen entsprechend gelten, vgl.
Ortmann-Babel et al. (2009: 934 f.).
39 Wegen der Streichung der Öffnungsklauseln ist eine Übernahme in den handelsrechtlichen Jahresabschluss
nicht mehr möglich. Gleichwohl ist unseres Erachtens eine Rücklage zulässig; so wurde auch bisher bei der
Gewinnermittlung nach § 4 Abs. 3 EStG auf eine Abbildung im Jahresabschluss verzichtet (R 6.6 Abs. 5 EStR
2008).
40 Vgl. Lüdenbach und Hoffmann (2007: 12 f.); Dörfler und Adrian (2008: 44 f.); Petersen und Zwirner (2008:
210 f.).; Herzig und Briesemeister (2009a: 1). Eingehend Henselmann (2008: 261–276); Loitz (2009: 913);
Küting und Seel (2009: 922).
41 Vgl. Herzig und Briesemeister (2009b: 930). Zur Diskussion vgl. BMF, 25.3.1998 – IV B 7 – S 1978 – 21/98,
IV B 2 – S 1909 – 33/98, BStBl. I 1998, 268, Rn. 03.02, 11.02; Teiche (2008: 1757); Behrens (2009: 318).
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Unter den steuerlichen Bewertungsvorbehalt gemäß § 5 Abs. 6 EStG fallen unseres Er-
achtens auch GoB-konforme steuerliche Wahlrechte, sofern in der Handelsbilanz ein GoB-
konformer, aber steuerlich unzulässiger Wert gewählt wird. Es wäre unverständlich, wenn
GoB-fremde Wahlrechte auf der Grundlage des steuerlichen Wahlrechtsvorbehalts unab-
hängig von der Handelsbilanz in Anspruch genommen werden dürften, GoB-konforme
Wahlrechte aber bei einer im Einzelfall nicht maßgeblichen Handelsbilanz nicht. Insoweit
wirkt die Einführung des steuerlichen Wahlrechtsvorbehalts auch auf die Auslegung des
Bewertungsvorbehalts zurück. Beispiel hierfür ist die Wahl eines steuerlich unzulässigen
Abschreibungsverfahrens in der Handelsbilanz42 oder die Wahl eines steuerlich nicht zu-
lässigen Verbrauchsfolgeverfahrens.
Zwischenergebnis
Trotz der Änderungen beim Maßgeblichkeitsgrundsatz und der Streichung der handels-
rechtlichen Öffnungsklauseln ergeben sich kaum Änderungen für die steuerliche Gewin-
nermittlung.43 Die handelsrechtlichen GoB sind weiterhin für die Bilanzierung und Be-
wertung in der Steuerbilanz maßgeblich. GoB-konforme Wahlrechte in der Steuerbilanz
werden wie bisher durch Wahl in der Handelsbilanz ausgeübt, soweit dort ein inhaltsglei-
ches Wahlrecht besteht (§ 5 Abs. 1 S. 1 EStG). Auch GoB-fremde steuerliche Wahlrechte
können weiterhin ausgeübt werden; allerdings unter Aufgabe der Einheitsbilanz.44
Einzelne Ansatzvorschriften
Handelsrechtliche Änderungen ohne Auswirkungen auf die Steuerbilanz
Ohne Auswirkung auf die Steuerbilanz ist die Streichung mehrerer handelsrechtlicher
Wahlrechte: Für den derivativen Geschäfts- oder Firmenwert bestand schon bisher eine
steuerliche Aktivierungspflicht (§ 246 Abs. 1 S. 3 HGB n. F., § 5 Abs. 2 EStG).45 Auf-
wandsrückstellungen gemäß § 249 Abs. 1 S. 3, Abs. 2 HGB a. F. waren steuerlich ebenso
unzulässig wie die Aktivierung von Aufwendungen für die Ingangsetzung und Erweite-
rung des Geschäftsbetriebs46 (§ 269 HGB a. F.). Insoweit nähern sich nun Handels- und
Steuerbilanz an. Entsprechendes gilt auch für die Zurechnung von Vermögensgegenstän-
den gemäß § 246 Abs. 1 HGB n. F., die ausweislich der Gesetzesbegründung den Kriterien
des § 39 AO entspricht.47
Steuerlich nicht nachzuvollziehen ist auch das neue Aktivierungswahlrecht für selbst ge-
schaffene immaterielle Vermögensgegenstände des Anlagevermögens (§ 248 Abs. 2 HGB
n. F., § 5 Abs. 2 EStG)48 und die in § 246 Abs. 2 S. 2 HGB n. F. vorgesehene Saldierung
42 Bislang ist in diesem Fall steuerlich linear abzuschreiben, vgl. BFH, 24.1.1990 – I R 17/89, BStBl. II 1990,
681, BB 1990, 1237; 13.6.2006 – I R 84/05, BStBl. II 2007, 94, BB 2006, 2633 mit BB-Komm. Euler (2006:
2636).
43 Vgl. BT-Drs. 16/10067, 124; Meurer (2009: 120). Anderer Ansicht Theile und Hartmann (2008: 2034).
44 Vgl. Herzig und Briesemeister (2009: 1); Künkele, in: Petersen und Zwirner (2009: 606).
45 Vgl. Strahl (2008: 16292); Siegel (2008: 321); Scheffler (2009: 46). Zu divergierenden Abschreibungszeiträu-
men vgl. Herzig (2008a: 5 f.); Dörfler und Adrian (2008: 45).
46 Vgl. BFH, 7.8.2000 – GrS 2/99, BStBl. II 2000, 632.
47 Vgl. BT-Drs. 16/10067, 47; Strahl (2008: 16291); Ernst und Seidler (2009: 766); Scheffler (2009: 46).
48 Vgl. Siegel (2008: 321).
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des Planvermögens mit Altersversorgungsverpflichtungen (§ 5 Abs. 1a S. 1 EStG n. F.).
Insoweit entfernen sich Handels- und Steuerbilanz voneinander.
Eigene Anteile
Eigene Anteile sind nach der Neuregelung des § 272 Abs. 1a HGB n. F. unabhängig vom
Erwerbszweck nicht mehr als Vermögensgegenstand auf der Aktivseite auszuweisen, son-
dern mit dem Eigenkapital zu verrechnen. Der Nennbetrag oder der rechnerische Wert
der erworbenen eigenen Anteile ist offen vom Posten „Gezeichnetes Kapital“ abzuset-
zen, die Differenz zu den Anschaffungskosten ist mit den frei verfügbaren Rücklagen zu
verrechnen. Anschaffungsnebenkosten sind als Aufwand des Geschäftsjahres zu berück-
sichtigen.49
Die Neuregelung soll dem wirtschaftlichen Gehalt des Erwerbs eigener Anteile als
Auskehrung frei verfügbarer Rücklagen Rechnung tragen.50 Sie entspricht der bisheri-
gen rechtsformabhängigen Behandlung des Erwerbs eigener Aktien zur Einziehung (§ 272
Abs. 1 S. 4 HGB a. F.) und ist erstmals für nach dem 31. Dezember 2009 beziehungsweise
nach dem 31. Dezember 2008 beginnende Geschäftsjahre anzuwenden (Art. 66 Abs. 3 S. 1
und 6 EGHGB).
Zweifelhaft ist, ob eigene Anteile angesichts der Verrechnung mit dem Eigenkapital
noch als Vermögensgegenstand beziehungsweise Wirtschaftsgut anzusehen sind, wie dies
vor Inkrafttreten des BilMoG angenommen wurde, sofern nicht eigene Aktien zur Einzie-
hung erworben wurden.51 Aber auch dann, wenn man von einer abstrakten Aktivierungsfä-
higkeit als Vermögensgegenstand oder Wirtschaftsgut ausgeht, fehlt den eigenen Anteilen
aufgrund der Neuregelung in § 272 Abs. 1a HGB die konkrete Aktivierungsfähigkeit.
Wegen des Maßgeblichkeitsgrundsatzes scheidet damit eine Aktivierung eigener Antei-
le in der Steuerbilanz der Gesellschaft aus.52 Die durch den Erwerb eintretende Vermö-
gensminderung ist gesellschaftsrechtlich veranlasst und mindert den steuerlichen Gewinn
der Kapitalgesellschaft nicht;53 § 8b Abs. 3 Körperschaftsteuergesetz (KStG) findet un-
seres Erachtens auf die Vermögensminderung mangels aktivierungsfähiger Anteile keine
Anwendung. Anschaffungsnebenkosten sind dagegen nicht gesellschaftsrechtlich veran-
lasst, da insoweit wirtschaftlich betrachtet keine Auskehrung von Rücklagen vorliegt; sie
sind handelsrechtlich Aufwand und steuerrechtlich als Betriebsausgabe abzugsfähig.54
Sieht man den Erwerb eigener Anteile als Auskehrung freier Rücklagen, so bewirkt
die Gesellschaft mit der Zahlung des Erwerbspreises eine Leistung im Sinne von § 27
49 Kritisch zur Neuregelung Küting und Reuter (2008: 658); Herzig (2008b: 1342); Arbeitskreis Bilanzrecht
der Hochschullehrer Rechtswissenschaft (2008b: 215); Arbeitskreis Externe Unternehmensberechnung der
Schmalenbach-Gesellschaft für Betriebswirtschaft e.V. (2008: 997).
50 Vgl. BT-Drs. 16/10067, 65 f.
51 Vgl. BFH, 6.12.1995 – I R 51/95, BStBl. II 1998, 781, BB 1996, 792; 23.2.2005 – I R 44/04, BStBl. II
2005, 522, BB 2005, 1380 mit BB-Komm. Schulze-Osterloh (2005: 1383); Marx/Dallmann, in: Baetge/Kirsch/
Thiele (Hrsg.), § 266 HGB, Rn. 100 (Nov. 2004); Weber-Grellet, in: Schmidt (Hrsg.), § 5 EStG, Rn. 270
„Eigene Anteile“ mit weiteren Nachweisen. Anderer Ansicht Thiel (1993: 569 f.). Differenzierend Rose (1999:
375 f.); Schulze-Osterloh, in: Baumbach/Hueck (Hrsg.), GmbHG, 18. Aufl. 2006, § 42 GmbHG, Rn. 174.
52 Vgl. Herzig (2008b: 1342); Hoffmann und Lüdenbach (2008: 58). Vgl. auch BMF, 2.12.1998 – IV C 6 – S
2741 – 12/98, BStBl. I 1998, 1509, Tz. 21; Gosch, § 8 KStG Rn. 576. Zweifelnd Hohage (2009: 1034 f.).
53 Vgl. BMF, 2.12.1998 – IV C 6 – S 2741 – 12/98, BStBl. I 1998, 1509, Tz. 15, 22.
54 Vgl. Herzig (2008b: 1342).
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KStG an den Gesellschafter.55 Wegen der in § 272 Abs. 1a HGB angeordneten anteiligen
Verrechnung des Nennbetrags der Anteile mit dem gezeichneten Kapital wäre konsequen-
terweise wie bei einer Kapitalherabsetzung oder Teilliquidation zu verfahren.56 Die für
die Leistung als verwendet geltenden Eigenkapitalbestandteile würden sich dann nach der
Regelung des § 28 Abs. 2 KStG richten, das heißt vorrangig würde das um das Nennkapi-
tal der erworbenen eigenen Anteile erhöhte steuerliche Einlagekonto als verwendet gelten.
Dies entspricht auch dem BMF-Schreiben vom 2. Dezember 1998,57 wonach beim Erwerb
eigener Anteile zum Zweck der Einziehung der Teil des Kaufpreises, der den Nennwert
der Anteile übersteigt, vom EK 04 abzuziehen ist. Allerdings ist das BMF-Schreiben zum
Anrechnungsverfahren ergangen.58
Offen ist, ob diese Qualifikation auch für die Gesellschafterebene gilt.59 Da ein all-
gemeines steuerliches Korrespondenzprinzip nicht existiert, könnte der Vorgang beim Ge-
sellschafter auch als Anteilsveräußerung qualifiziert werden.60 Hierfür spricht, dass bereits
vor Inkrafttreten des BilMoG auf der Gesellschafterebene von einem Veräußerungsge-
schäft auch dann ausgegangen wurde, wenn eigene Aktien zur Einziehung erworben wur-
den und bei der Gesellschaft nicht zu aktivieren waren.61 Für eine getrennte Würdigung
von Gesellschafts- und Gesellschafterebene spricht auch, dass eine spätere Veräußerung
der eigenen Anteile die steuerlichen Folgen des Erwerbs auf der Gesellschaftsebene im
Ergebnis rückgängig macht, nicht aber auf der Gesellschafterebene.
Im Falle einer späteren Veräußerung der eigenen Anteile ist nach der Neuregelung in
§ 272 Abs. 1b HGB die beim Erwerb der Anteile vorgenommene Kürzung des gezeichne-
ten Kapitals und der frei verfügbaren Rücklagen der Gesellschaft rückgängig zu machen.
Ein die ursprünglichen Anschaffungskosten übersteigender Veräußerungserlös ist in die
Kapitalrücklage einzustellen. Nebenkosten der Veräußerung sind Aufwand des Geschäfts-
jahres. Damit soll dem wirtschaftlichen Gehalt des Verkaufs eigener Anteile als Rück-
gängigmachung des Erwerbs und als wirtschaftliche Kapitalerhöhung Rechnung getragen
werden.62
Die in der Handels- und Steuerbilanz durch den Veräußerungspreis eintretende Ver-
mögensmehrung der Gesellschaft wirkt sich nicht auf das zu versteuernde Einkommen
aus, sondern ist als Einlage anzusehen, die in das steuerliche Einlagekonto gemäß § 27
KStG einzustellen ist, soweit der Veräußerungspreis den Nennwert beziehungsweise rech-
nerischen Wert der eigenen Anteile übersteigt. Mangels Aktivierungsfähigkeit der veräu-
ßerten Anteile liegt kein Veräußerungsgeschäft vor, dessen Gewinn gemäß § 8b Abs. 2
KStG unter pauschaliertem Ansatz von nicht abzugsfähigen Betriebsausgaben in Höhe
55 Anderer Ansicht wohl Dötsch, in: Dötsch et al. (Hrsg.), KStG, 1984, § 27 KStG, Tz. 69 (Juni 2008).
56 So bisher schon Thiel (1993: 569).
57 Vgl. BMF, 2.12.1998 – IV C 6 – S 2741 – 12/98, BStBl. I 1998, 1509, Tz. 23.
58 Vgl. Dötsch in: Dötsch et al. (Hrsg.), § 27 KStG, Tz. 69 (Juni 2008).
59 Vgl. Herzig (2008b: 1342). Vgl. auch Rogall (2001: 867); Prinz und von Freeden (2005: 533).
60 Vgl. Blumenberg und Rossner (2008: 1082 f.); Mayer (2008: 782); Haisch und Helios (2009: 257); wohl auch
Dötsch in: Dötsch et al. (Hrsg.), § 27 KStG, Tz. 69 (Juni 2008); Hohage (2009: 1033). Zur Korrespondenz
auf Gesellschafts- und Gesellschafterebene vgl. aber BFH vom 20.8.2008 I R 29/07, DB 2008, 2573.
61 Vgl. BMF, 2.12.1998 – IV C 6 – S 2741 – 12/98, BStBl. I 1998, 1509, Tz. 19, 24; Wassermeyer (1993: 621);
Pung/Dötsch in: Dötsch et al. (Hrsg.), § 17 EStG, Tz. 78 (Nov. 2006).
62 Vgl. BT-Drs. 16/10067, 65, 66.
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von fünf Prozent des Veräußerungsgewinns nach § 8b Abs. 3 KStG steuerbefreit wäre.63
Veräußerungskosten sind entsprechend der handelsrechtlichen Lage als Betriebsausgabe
abzugsfähig.
Einzelne Bewertungsvorschriften
Handelsrechtliche Änderungen ohne Auswirkungen auf die Steuerbilanz
Ohne Wirkung auf die Steuerbilanz ist die Streichung der Zukunftsabschreibung auf Um-
laufvermögen und der Ermessensabschreibung gemäß § 253 Abs. 3 S. 3, Abs. 4 HGB a. F.
Beide waren schon bisher steuerlich unzulässig. Dem neuen rechtsformunabhängigen han-
delsrechtlichen Wertaufholungsgebot steht ein eigenes steuerliches Wertaufholungsgebot
gegenüber (§ 253 Abs. 5 HGB n. F., § 6 Abs. 1 Nr. 1 S. 4, Nr. 2 S. 3 EStG)64 und unter
den Verbrauchsfolgeverfahren bleibt allein die LIFO-Methode steuerlich zulässig (§ 256
S. 1 HGB n. F., § 6 Abs. 1 Nr. 2a EStG).65 Die handelsrechtlichen Regelungen nähern sich
insoweit der Steuerbilanz an.
Andererseits entfernt sich die Handels- von der Steuerbilanz, wodurch es zur Abgren-
zung latenter Steuern kommen kann: So werden steuerlich orientierte Wahlrechte zur Ak-
tivierung bestimmter Rechnungsabgrenzungsposten nur in der Handelsbilanz aufgehoben
(§ 250 Abs. 1 S. 2 HGB n. F., § 5 Abs. 5 S. 2 EStG).66 Zudem sind Rückstellungen in der
Handelsbilanz mit dem nach vernünftiger kaufmännischer Beurteilung notwendigen Erfül-
lungsbetrag anzusetzen und mit den von der Deutschen Bundesbank nach Maßgabe einer
Rechtsverordnung ermittelten und bekannt gegebenen Sätzen abzuzinsen (§ 253 Abs. 1
Satz 2, Abs. 2 HGB n. F.),67 ohne dass diese Änderungen in der Steuerbilanz nachvollzo-
gen werden.68 In der Steuerbilanz sind Pensionsrückstellungen wie bisher nach § 6a EStG
anzusetzen und zu bewerten;69 abzuzinsen sind Rückstellungen mit 5,5 Prozent pro Jahr,
und künftige Preis- und Kostensteigerungen dürfen bei der Bewertung nicht berücksichtigt
werden (§ 6 Abs. 1 Nr. 3a lit. e, f EStG).70
Die Änderungen gelten für Geschäftsjahre, die nach dem 31. Dezember 2009 bezie-
hungsweise nach dem 31. Dezember 2008 beginnen (Art. 66 Abs. 3 S. 1, 2, 6, Abs. 5
EGHGB).
Bewertungseinheiten
Gemäß § 254 HGB n. F. sind die §§ 249 und 253 HGB n. F. nicht anzuwenden, soweit
sich gegenläufige Wertänderungen oder Zahlungsströme eines Grund- und Sicherungs-
63 Vgl. Herzig (2008b: 1342); Ortmann-Babel et al. (2009: 936 f.).
64 Zu Unterschieden vgl. Dörfler und Adrian (2008: 47); Herzig und Briesemeister (2009d: 164); Herzig und
Briesemeister (2009c: 978 f.); Herzig (2009: M1).
65 Vgl. Dörfler und Adrian (2008: 46 f.); Scheffler (2009: 48).
66 Vgl. dazu Marx (2008: 201–219); Theile (2009: 30).
67 Zu Übergangsregeln vgl. Art. 67 Abs. 1, 2 EGHGB.
68 Vgl. BT-Drs. 16/10067, 52; Strahl (2008: 16298); Scheffler (2009: 47).
69 Die Übernahme dieses Werts in die Handelbilanz ist nicht mehr zulässig, vgl. Herzig und Briesemeister
(2009a: 1).
70 Unseres Erachtens gilt insoweit die bisherige BFH-Rechtsprechung fort, vgl. BFH, 19.2.1975 – I R 28/73,
BStBl. II 1975, 480; 3.12.1991 – VIII R 88/87, BStBl. II 1993, 89, BB 1992,1389. Kritisch zurecht Arbeits-
kreis Bilanzrecht der Hochschullehrer Rechtswissenschaft (2008b: 209 f.); Günkel (2008: 132); Herzig und
Briesemeister (2009d: 165 f.). Zur erstmaligen Anwendung § 52 Abs. 16 Satz 10 EStG n. F.
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geschäfts tatsächlich ausgleichen. Hierdurch wird im handelsrechtlichen Jahresabschluss
erstmals die wahlweise Bildung von Bewertungseinheiten zur Absicherung finanzwirt-
schaftlicher Risiken anerkannt.71 § 254 HGB n. F. ist ein Anwendungswahlrecht.72 In der
Konsequenz wird von einer Bilanzierung nicht realisierter Verluste Abstand genommen,
soweit den Verlusten nicht realisierte Gewinne gegenüberstehen. Hierin ist eine Abwei-
chung vom Realisations-, Imparitätsprinzip und Einzelbewertungsgrundsatz zu sehen.73
Anzuwenden ist die Neuregelung erstmals für nach dem 31. Dezember 2009 (bei Nutzung
des Wahlrechts: 31. Dezember 2008) beginnende Geschäftsjahre (Art. 66 Abs. 3 S. 1, 6
EGHGB).
Die handelsrechtliche Vorschrift schlägt aufgrund der in § 5 Abs. 1a EStG verankerten
konkreten formellen Maßgeblichkeit auch auf die steuerliche Gewinnermittlung durch.74
Sofern eine Bewertungseinheit einen Verpflichtungsüberhang aufweist, besteht für die not-
wendige Drohverlustrückstellung gemäß § 5 Abs. 4a S. 2 EStG auch steuerlich eine Pas-
sivierungsverpflichtung.75
Problematisch bleiben die bilanzielle Behandlung von nicht fristenkongruenten Grund-
und Sicherungsgeschäften mit Anschlusssicherungsgeschäften, die Bestimmung des Zeit-
punkts des Beginns beziehungsweise der Beendigung von Bewertungseinheiten und das
Verhältnis der konkreten formellen Maßgeblichkeit gemäß §§ 5 Abs. 1a in Verbindung mit
Abs. 4a S. 2 EStG zum Bewertungsvorbehalt, konkret zur Teilwertabschreibung, bei der
Abbildung von Verpflichtungsüberhängen.76
Zeitwertbewertung bei Kredit- und Finanzdienstleistungsinstituten
Kredit- und Finanzdienstleistungsinstitute haben Finanzinstrumente des Handelsbestands
für nach dem 31. Dezember 2009 beziehungsweise nach dem 31. Dezember 2008 begin-
nende Geschäftsjahre mit dem beizulegenden Zeitwert abzüglich eines Risikoabschlags zu
bewerten. Eine zusätzliche Risikovorsorge erfolgt durch Zuführungen zum Sonderposten
„Fonds für allgemeine Bankrisiken“ nach § 340g HGB aus den Nettoerträgen des Han-
delsbestands (§ 340e Abs. 3, 4 HGB, Art. 66 Abs. 3 S. 1 und 6 EGHGB).77 Der Zeitwert
abzüglich eines Risikoabschlags ist auch in die Steuerbilanz zu übernehmen, soweit die
Finanzinstrumente nicht in einer Bewertungseinheit abgebildet werden (§ 6 Abs. 1 Nr. 2b
EStG).78 Bei erstmaliger Anwendung der Zeitbewertung in der Steuerbilanz kann für die
Hälfte des hieraus resultierenden Gewinns eine den Gewinn mindernde Rücklage gebildet
werden, die im folgenden Wirtschaftsjahr Gewinn erhöhend aufzulösen ist (§ 52 Abs. 16
S. 10 EStG n. F.). Aufwendungen und Erträge aus der Dotierung und Auflösung des Son-
71 Vgl. Herzig und Briesemeister (2009d: 159). Zu den Voraussetzung Kraft und Bischoff (2008: 180–186).
72 Vgl. Kraft und Bischoff (2008: 186); Herzig und Briesemeister (2009d: 159).
73 Vgl. Fülbier und Gassen (2007: 2610 f.); Wiechens und Helke (2008: 26 ff.).
74 Vgl. Herzig (2008a: 9); Kirsch (2008: 31 f.); Günkel (2008: 131); Kraft und Bischoff (2008: 191 f.); ausführlich
Herzig und Briesemeister (2009d: 158–162).
75 Vgl. Herzig (2008a: 9); Günkel (2008: 131); Kraft und Bischoff (2008: 187 f.); ausführlich Herzig und Briese-
meister (2009d: 161 f.).
76 Vgl. eingehend Kraft und Bischoff (2008: 188–190) sowie Herzig und Briesemeister (2009d: 158–162).
77 Vgl. dazu BT-Drs. 16/12407, 122; Waschbusch, in: Petersen und Zwirner (2009: 585–589).
78 Kritisch Krawitz und Kalbitzer (2008: 160–165). Vgl. auch Herzig und Briesemeister (2009c: 980).
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derpostens gemäß § 340g HGB sind dagegen keine Betriebsausgaben oder steuerpflichti-
gen Erträge, sondern Einkommensverwendung.79
Außerplanmäßige Abschreibungen bei Vermögensgegenständen
des Anlagevermögens und des Umlaufvermögens
Die Regelungen für außerplanmäßige Abschreibungen sind rechtsformneutral ausgestaltet
worden. Bei Anlagegegenständen sind außerplanmäßige Abschreibungen auf den niedri-
geren beizulegenden Wert nur noch bei voraussichtlich dauernder Wertminderung vorzu-
nehmen. Bei voraussichtlich nicht dauerhafter Wertminderung besteht ein auf Finanzan-
lagen beschränktes Abschreibungswahlrecht. Für Vermögensgegenstände des Umlaufver-
mögens gilt wie bisher das strenge Niederstwertprinzip (§ 253 Abs. 3 und 4 HGB n. F.).
Die Neuregelung ist erstmals für nach dem 31. Dezember 2009 beziehungsweise nach
dem 31. Dezember 2008 beginnende Geschäftsjahre anzuwenden, Art. 66 Abs. 3 S. 1, 6
EGHGB.
Steuerlich hat diese Veränderung keine Auswirkungen, weil Teilwertabschreibungen
schon bisher nur bei einer voraussichtlich dauernden Wertminderung zulässig waren (§ 6
Abs. 1 Nr. 1 S. 2, Nr. 2 S. 2 EStG).80
Allerdings stellt sich aufgrund der Formulierung der steuerlichen Abschreibungsrege-
lung als Kannvorschrift die Frage, ob bei voraussichtlich dauernder Wertminderung dem
Abschreibungsgebot in der Handelsbilanz ein steuerliches Abschreibungswahlrecht ge-
genübersteht.81 Die Gesetzesbegründung ist insoweit unklar.82 Für ein steuerliches Ab-
schreibungswahlrecht spricht, dass seit Inkrafftreten des BilMoG die Maßgeblichkeit
durch den Wahlrechtsvorbehalt in § 5 Abs. 1 S. 1 Hs. 2 EStG eingeschränkt wird, soweit
GoB-fremde steuerliche Wahlrechte bestehen. Insoweit ergibt sich eine veränderte Rechts-
lage, wie sie bisher schon in den Fällen bestand, in denen der Maßgeblichkeitsgrundsatz
nicht zum Tragen kam. So wurde von einem steuerlichen Abschreibungswahlrecht ausge-
gangen, sofern ein Steuerpflichtiger seinen Gewinn nicht nach § 5 EStG ermittelte, sondern
nach § 4 Abs. 1 EStG,83 oder soweit der steuerliche Teilwert den beizulegenden Wert un-
terschritt.84 Für ein Abschreibungswahlrecht spricht auch, dass die steuerliche Regelung
des § 6 Abs. 1 Nr. 2 EStG ohnehin losgelöst vom Handelsrecht auszulegen ist.85
79 Vgl. Krumnow (22004), § 340g HGB Rn. 6.
80 Vgl. Herzig (2008a: 7); Dörfler und Adrian (2008: 47). Zur Frage der Dauerhaftigkeit vgl. BFH, 14.3.2006 – I
R 22/05, BStBl. II 2006, 680, BB 2006, 1737 mit BB-Komm. Schlotter (2006: 1738); 26.9.2007 – I R 58/06,
BStBl. II 2009, 294, BB 2008, 550, jeweils mit weiteren Nachweisen; BMF, 26.3.2009 – IV C 6 – S 2171-b/0,
2009/195335, BStBl. I 2009, 514.
81 Vgl. bejahend Herzig und Briesemeister (2009d: 163); Herzig (2009: M1); Strahl (2008: 16294); Ortmann-
Babel et al. (2009: 935); Förster und Schmidtmann (2009).
82 Vgl. BT-Drs. 16/10067, 56, 120, 124.
83 Vgl. R 6.8 Abs. 1 S. 5 EStR 2008; Winkeljohann, in: Hermann/Heuer/Raupach (Hrsg.), § 6 EStG, Rn. 563
(Aug. 2003); Werndl, in: Kirchhof/Söhn/Mellinghoff (Hrsg.), § 6 EStG, Rn. B 422 (Mai 2008).
84 Vgl. Christiansen (1991/92: 128); Groh (1999: 983); Winkeljohann, in: Hermann/Heuer/Raupach (Hrsg.),
§ 6 EStG, Rn. 562 (Aug. 2003); Ehmcke, in: Blümich (Hrsg.), § 6 EStG, Rn. 563 (Okt. 2003); Werndl, in:
Kirchhof/Söhn/Mellinghoff (Hrsg.), § 6 EStG, Rn. B 422 (Mai 2008).
85 Vgl. BFH, 26.9.2007 – I R 58/06, BStBl. II 2009, 294, BB 2008, 550; Herzig und Briesemeister (2009d: 163);
Ortmann-Babel et al. (2009: 935).
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Herstellungskosten
Künftig sind in die Herstellungskosten gemäß § 255 Abs. 2 HGB n. F. neben den Einzel-
kosten auch die variablen Gemeinkosten zwingend einzubeziehen. Steuerliche Auswir-
kungen sind hiermit nicht verbunden; vielmehr folgt die steuerliche Definition der Her-
stellungskosten weiterhin den Grundsätzen von R 6.3 EStR 2005. Trotz Annäherung der
Handels- an die Steuerbilanz wird kein vollständiger Gleichlauf erreicht. So sind den Her-
stellungskosten handelsrechtlich beispielsweise auch Abschreibungen auf zuvor aktivierte
selbst erstellte immaterielle Vermögensgegenstände zuzurechnen. Für solche Aufwendun-
gen besteht steuerlich ein Einbeziehungsverbot.86 Unklar ist darüber hinaus der Umfang
des in die Herstellungskosten einzubeziehenden Wertverzehrs des Anlagevermögens.87
Fazit
1. Das BilMoG wirft neue steuerliche Fragen auf, namentlich nach der Reichweite der
verbliebenen Maßgeblichkeit und des neu eingeführten steuerlichen Wahlrechtsvorbe-
halts in § 5 Abs. 1 S. 1 EStG, den Konsequenzen des Erwerbs und der Veräußerung ei-
gener Anteile und der Existenz eines Wahlrechts zur Vornahme von Teilwertabschrei-
bungen.
2. Handels- und Steuerbilanz fallen künftig oftmals auseinander. Grund hierfür ist die
Änderung von handelsrechtlichen Vorschriften, für die eigene steuerliche Regelungen
existieren, und die Abschaffung der umgekehrten Maßgeblichkeit. Damit steigen die
Gefahr von Fehlern bei einer Überleitungsrechnung und die Bedeutung der Abgren-
zung latenter Steuern. Beide Gründe sprechen in vielen Fällen für die Erstellung einer
eigenständigen Steuerbilanz neben der Handelsbilanz.
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